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Das Luxemburger Sozialmodell ist in den 
letzten Jahren zunehmend unter Druck 
geraten.1 Dieses Modell basiert auf dem 
gesellschaftlichen Konsens, den materiel-
len Entwicklungsstand im Kleinstaat Lu-
xemburg zu erhalten. Es ist nicht einzigar-
tig, denn ähnliche Strukturen findet man 
in Europas kontinentalen Wohlfahrtsstaa-
ten. Außergewöhlich ist nur die Kleinheit 
des politischen Gebildes, in dem sich das 
Modell in Luxemburg entfaltet.

Der US-Politikwissenschaftler Peter J. 
Katzenstein2 bezeichnet dieses Modell in 
seiner strukturpolitischen Analyse der eu-
ropäischen Kleinstaaten als „Ideologie der 
Sozialpartnerschaft“. Es bestehe aus einem 
zentralisierten System, in dem sich die 
Interessengruppen freiwillig und auf kur-
zem Weg abstimmen, um so flexibel auf 
die in Kleinstaaten schneller ablaufende 
wirtschaftliche Veränderung reagieren zu 
können.

Wirtschaftsgouvernance

In der politischen Ökonomie wird Lu-
xemburg unter den Wohlfahrtsregimen 
vorwiegend dem konservativ-kontinental- 
europäischen Lager zugeordnet.3 Entspre-
chend der Vorlage einer sogenannten neo-
korporatistischen Gouvernance versuche 
das Luxemburger Modell den „Klassen-
konflikt auf einem zweiten Regierungsni-
veau aus zwischengeschalteten Organisa-

tionen zu bändigen in Koexistenz mit der 
parlamentarischen Demokratie“.4 

Der Politikwissenschaftler Philippe 
Schmitter definiert Korporatismus (der 
Begriff „Neo-Korporatismus“ wird oft 
parallel benutzt) als „ein System der In-
teressenvermittlung, dessen wesentliche 

Bestandteile organisiert sind in einer be-
grenzten Anzahl singulärer Zwangsver-
bände, die nicht miteinander in Wett-
bewerb stehen, über eine hierarchische 
Struktur verfügen und nach funktiona-
len Aspekten voneinander abgegrenzt 
sind. Die Verbände verfügen über staatli-
che Anerkennung oder Lizenz, wenn sie 
nicht sogar auf Betreiben des Staates hin 
gebildet worden sind. Innerhalb der von 
ihnen vertretenen Bereiche wird ihnen 
ausdrücklich ein Repräsentationsmonopol 
zugestanden, wofür sie als Gegenleistung 
bestimmte Auflagen bei der Auswahl des 
Führungspersonals und bei der Artikula-
tion von Ansprüchen oder Unterstützung 
zu beachten haben.“5

Umfassende Akteure

Das A und O einer neo-korporatistischen 
Gouvernance ist eine umfassende Repräs-
entation der sozio-ökonomischen Kräfte. 
Ist dies nicht der Fall, sind sektorielle In-

teressengruppen großen Anreizen ausge-
setzt, eine Bevorteilung zugunsten ihrer 
Mitglieder anzustreben. Dabei erzeugen 
sie negative Auswirkungen auf andere 
Gruppen.6 Breit aufgestellte Verbände hin-
gegen machen eine Gesellschaft insgesamt 
wohlhabender. Die Fragestellung lautet 
demnach: Ist die Interessenvermittlung in 
Luxemburg (noch) umfassend?

Seit den 1970ern hat ein dramatischer 
Wechsel vom Industrie- zum Dienstleis- 
tungssektor stattgefunden. Das relative 
Gewicht der Stahlindustrie ist von 28 % 
im Jahr 1970 auf 2 % im Jahr 2009 zu-
sammengeschmolzen, während im glei-
chen Zeitraum der Finanzsektor von 
4 % auf 26 % zulegte. Als Reaktion auf 
die Stahlkrise wurde 1977 der „Koor-
dinierungsausschuss“ gegründet, besser 
bekannt als Tripartite. Als wichtigste Ins- 
titution der neo-korporatistischen Inter-
essenvermittlung vertritt sie aber – neben 
dem öffentlichen – weiterhin vorwiegend 
den industriellen Sektor. Den Anspruch 
der umfassenden Repräsentation erfüllt 
die Tripartite also immer weniger.

Der Grad der Lohnmäßigung gibt als In-
dikator des Gespanns von Wettbewerbsfä-
higkeit und sozialem Frieden Aufschluss 
über die Fragmentierung der Interessen-
gruppen. Eine nach der Stahlkrise überwie-
gend eingehaltene Mäßigung wurde seit 
den 1990er Jahren stückweise aufgegeben. 
Mittlerweile sind die Lohnstückkosten an-
derthalb mal schneller gewachsen als im 
EU-Durchschnitt, ohne dass dies durch 
die Produktivität hätte gerechtfertigt wer-
den können. Ein außerordentliches, auf 
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nationalen Souveränitätsnischen basieren-
des Wachstum im Dienstleistungssektor 
hatte hier eine starke Sogwirkung erzeugt.

Ein Ungleichgewicht lässt sich auch im 
Rahmen einer Insider-Outsider-Analyse  
der korporatistischen Interessenvermitt-
lung ausmachen. Eine hohe Jugendar-
beitslosigkeit steht bislang großzügigen 
Vorruhestandsabfindungen im Falle von 
Arbeitsplatzverlust und einer zurückhal-
tenden Rentenreform gegenüber. Es sei 
deshalb die Frage erlaubt, ob ältere ge-
werkschaftlich organisierte Arbeitnehmer 
zu Zeiten einer sich verschlechternden 
Wirtschafts- und Soziallage besser von ei-
nem der Sozialpartnerschaft verschriebe-
nen Staat bedient werden sollen als eine 
noch nicht voll in den Arbeitsprozess ein-
getretene und daher nicht in korporativen 
Gremien vertretene Jugend. (Auf die dies-
bezügliche Analyse des im Generationen-
konflikt spezialisierten und seit kurzem 
an der Universität Luxemburg lehrenden 
Soziologen Louis Chauvel darf man ge-
spannt sein.) Auch ein geschlechtsspe-
zifisches Ungleichgewicht ist angesichts 
einer hohen Frauenbeschäftigung im 
spärlich vertretenen Dienstleistungssektor 
unübersehbar.

Die gesellschaftliche Modernisierung und 
der Globalisierungsprozess üben außer-
dem Druck auf die Konsensdemokratie 
aus. Neue Konfliktlinien zwischen soge-
nannten postmateriellen und klassischen 
politischen Werten treten auf. Die Arran-
gements, die früher in Spitzenverhandlun-
gen hinter verschlossenen Türen zustande 
kamen, haben viel an Legitimität einge-
büßt, weil die Bürger sich nicht mehr von 
ihren jeweiligen klassenspezifischen Eliten 
und gesellschaftlichen Lagern vertreten 
fühlen.7

Ein Ausdruck dieses sozialen Wandels sind 
die verblüffenden Unterschiede zwischen 
„gefühlter“ Gewerkschaftszugehörigkeit 
und ausgewiesener Gewerkschaftsdichte. 
Liegt letztere in Luxemburg je nach 
Quelle bei etwa 45 % – und demnach klar 
über dem EU-Durchschnitt –, so erklären 
sich lediglich 17,6 % der Einwohner einer 
Gewerkschaft zugehörig.8 Zurückzufüh-
ren ist diese Diskrepanz auf die Mitglied-
schaftslogik der Gewerkschaften: Eine 
offiziell-beglaubigte „nationale Repräsen-

tativität“ welche „längst jeglichen Bezug 
zur sozio-ökonomischen Realität verloren 
hat“9, gewichtet in der Tripartite den re-
lativen Einfluss einer Gewerkschaft nach 
ihrer Mitgliederzahl. Folglich versuchen 
diese genügend Anreize zur Mitgliedschaft 
zu schaffen. Sie tun dies vorwiegend durch 
Lockangebote: Sparkonten, Versicherun-
gen oder Hilfe bei der Steuererklärung.

Neben der Mitgliedschaftslogik bestimmt 
eine die Repräsentation ihrer Interessen 
garantierende Einflusslogik das Span-
nungsfeld zwischen Verbänden und ihren 
Mitgliedern: Doch oft sind militante Ak-
tionen, um den industriellen Produktions-
prozess zu stören, lediglich Medienspek-
takel.10 Dazu gehören u. a. inhaltsarme 
Debatten, welche die Aufmerksamkeit der 
Medien wecken und den Arbeitnehmern 
signalisieren sollen, dass die Gewerkschaf-
ten etwas in ihrem Interesse bewegen. 
Gewerkschaftsmilitanz gilt inzwischen als 
seltenes Phänomen: Mit Ausnahme von 
einigen Fällen in Frankreich und im süd-
lichen Europa nimmt die Mehrheit der 
Gewerkschaftsmitglieder kaum an einer 
Fabrik- oder Gebäudebesetzung teil. Was 
den Anspruch zur Einkommensnivellie-
rung angeht, so sind europäische Gewerk-
schaftler eher am Gegenteil interessiert. 
Im EU-15-Raum sind luxemburgische 
Mitglieder einer Nivellierung sogar am 
meisten abgeneigt.11

Gesellschaftliche Produktivität als 
Maßstab

Neben der neo-korporatistischen Len-
kungsform gibt es das pluralistische 

Modell (z. B. in den USA oder Großbri-
tannien), das die institutionalisierte In-
teressengruppenvermittlung nicht kennt 
und wo der Staat alle Interessenverbände 
gleich zu behandeln versucht. Die höchste 
gesellschaftliche Produktivität verbunden 
mit dem höchsten Wachstum lassen sich 
entweder in Ländern mit ausgeprägter 
pluralistischer oder aber mit umfassen-
der korporatistischer Ausrichtung dia-
gnostizieren, so belegte es eine Studie in 
22 OECD-Ländern zwischen 1971 und 
1996.12 Das Wachstum war geringer in we-
nig umfassenden korporatistischen Syste-
men oder im durch Lobbyismus einzelner 
Unternehmen durchsetzten Pluralismus; 
also dort wo Sonderinteressengruppen 
stark genug waren, Begünstigungen in ih-
rem Sinne durchzusetzen.

Durch die erwähnten sozio-ökonomischen 
Veränderungen haben die luxemburg-
ischen Verbände ihren Anspruch auf eine 
umfassende Repräsentation eingebüßt. 
Wie soll hierauf reagiert werden? Der Staat 
könnte entweder auf ein pluralistisches 
Modell umschwenken oder er könnte 
versuchen, das korporatistische Modell 
umfassender zu gestalten, indem bislang 
nicht vertretene Gruppen eingebunden 
werden. Da der erstere, „angelsächsische“ 
Weg aus Gründen der Pfadabhängigkeit 
von historisch gewachsenen Institutionen 
zu weit abseits gelegen scheint, bleibt nur 
die Neubelebung des jetzigen Modells.

Aber selbst ein solcher Wandel ist meist 
nur in bewegten Zeiten möglich, wenn 
Institutionen critical junctures ausgesetzt 
sind und neue Gelegenheitsfenster eine bis 
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dato nicht mehrheitsfähige Politik ermög-
lichen. Zunehmend schwächere Gewerk-
schaften sind eher bereit sich „inklusiv“ 
zu verhalten und neue Interessengruppen 
aufzunehmen.13 Mit ihrer breiten sozialen 
Basis und privilegierten Zugangskanälen 
zu politischen Entscheidungsträgern fun-
gierten sie bereits in der Vergangenheit 
als „Steigbügelhalter“ für neue Akteure 
wie der Studenten- oder der Frauenbewe-
gung.14 Da neue Akteure jedoch nicht aus-
schließlich aus dem Produktionsprozess 
stammen (z. B. die Umweltbewegung), ist 
ihr Modus Operandi grundverschieden 
von dem der traditionellen neo-korporati-
stischen Organisationen. Pluralistisch, mit 
wenig formalisiertem Zugang zu politi-
schen Akteuren, ist Widerstand als weapon 
of the weak oft ihre erfolgreichste Strategie. 
Falls es den Gewerkschaften aber gelingt, 
sich mit neuen Akteuren zu verbünden, 
dann ist damit auch ihrer eigenen Legiti-
mität in korporatistischen Foren gedient.

In der Bredouille

Korporatismus wird in der Literatur oft 
als ein politisches System beschrieben, das 
sich einem allumfassenden Wohlfahrts-
staat verschreibt, es hingegen mit der fis-
kalischen Disziplin nicht so ernst nimmt. 
Es sei ein Schönwettermodell, in dem die 
Motivation der Sozialpartner, sich zu be-
teiligen, auf dramatische Weise schwin-
det, sobald Ausgaben zurückgeschraubt 
werden müssen. Mario Hirsch erinnert 
an die Krisenjahre der 1980er: „Bei vol-
len Kassen war der Konsensualismus ein 
willkommenes Nebenprodukt, als sich der 
Konjunkturhorizont allerdings verdüs- 

terte, war die Tripartite überfordert mit 
der überbordenden Reformagenda“. Kon-
sensualismus wird alsdann zur politischen 
Gratwanderung und lähmt die öffentliche 
Diskussion.15 

Korporatistische Abstimmungsmechanis-
men bilden sich gerade dann zurück, wenn 
die Rationalität solcher Abstimmungsme-
chanismen am dringendsten für die Be-
wältigung krisenhafter Systemzustände 
benötigt würde.16 In Deutschland, einem 
Land mit neo-korporatistischer Tradition 
(„Rheinisches Modell“) hob ein Gutach-
ten der Bundesregierung zum Korporatis-
mus die Tendenz zur Besitzstandswahrung 
und die Kurzfristorientierung ungeachtet 
längerfristiger Konsequenzen hervor. Eine 
Gefahr bestehe auch in der Versuchung, 
Vereinbarungen zu treffen, die zu Lasten 
außenstehender Dritter gehen.17 Damit 
sind die sogenannten „Outsider“ der Ver-
einbarungen gemeint, was häufig Jugend-
liche, Arbeitlose oder Frauen sind.

Heute ist Neo-Korporatismus überall auf 
dem Rückzug. Der neoliberale Paradig- 
menwechsel hat seit den 1980ern euro-
paweit die schützenden Arbeitsmarktre-
gelungen und großzügigen Sozialversi-
cherungssysteme der Nachkriegszeit in 
Frage gestellt. Der Graben zwischen der 
Realwelt und dem neo-korporatistischen 
Idealtyp wächst beständig, sodass die Ar-
beitgeber vermehrt ihre Teilnahme am 
neo-korporatistischen Spiel verweigern.18 
In Luxemburg ist diese Entwicklung we-
gen eines reibungsloseren Strukturwandels 
erst mit Verspätung eingetreten. Doch wie 
soll heute die Tripartite in einer globali-

sierten Wirtschaft überleben? Norbert von 
Kunitzki fragte sich bereits 1997, ob diese 
Art der Interessenvermittlung nicht der 
Vergangenheit angehöre. Außerdem warf 
er die Frage auf, ob großen einheimischen 
Arbeitgebern weiterhin Mitentscheidung 
zugestanden werden könne, obschon jeder 
wisse, dass ihr Hauptaugenmerk in ande-
ren Teilen der Welt läge.19

Fast zwanghaft scheinen viele, trotz klarer 
gegenteiliger Anzeichen, beweisen zu wol-
len, dass der Korporatismus nicht tot ist: 
„Even after the monetarist big bang, prag-
matism may still advise inviting organized 
labour into national pacts and may cau-
tion against formally abolishing collective 
bargaining or worker participation on the 
shopfloor and in the enterprise“.20 Ob je-
doch eine institutionelle Inertie unser So-
zialmodell retten kann, darf angezweifelt 
werden, vor allem im Kontext eines welt-
weit an Bedeutung verlierenden Europas. 
Gewerkschaftler mögen moralisch und de 
facto Recht haben, wenn sie sagen, dass 
sich das Kapital den Mehrwert in gestei-
gertem Maße aneignet. Durch den freien 
Fluss des Kapitals jedoch – und nicht der 
Arbeit – bleiben die Arbeitgeber klar im 
Vorteil: Im Ernstfall machen sie sich ein-
fach auf und davon.

Demokratie und Transparenz

Während die Wissenschaft meist die wirt- 
schaftliche Effektivität der neo-korpora-
tistischen Interessenvermittlung im Sinn 
hat, werden deren Auswirkungen auf das 
demokratische Selbstverständnis wenig 
erforscht. Auf Produktionsprozesse aus-
gerichtete korporatistische Institutio-
nen können lediglich die Interessen der 
Beschäftigten wahrnehmen. Diese Ein-
schränkung kennt die formale Demo-
kratie nicht. Hingegen kann die korpo-
ratistische Konzertation das durch nicht 
wahlberechtigte Einwohner induzierte 
Defizit an elektoraler Repräsentation ab-
schwächen. Der Politikwissenschaftler 
und Soziologe Colin Crouch warnt: „Eine 
Beseitigung des Neo-Korporatismus wird 
oft gefordert. Tut man dies aber, so legi-
timiert man lediglich den Ausschluss der 
weniger starken Interessen, nämlich die 
der Beschäftigten“.21 Arbeitgeber benöti-
gen den Rahmen der Konzertation nicht: 
Durch Lobbyismus können sie auch ohne 
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die Mittlerrolle von Verbänden ihren Ein-
fluss ausüben. Ein Mangel an Transparenz 
bleibt jedoch dem Korporatismus eigen. 
Und wo der freie Informationszugang un-
tergraben wird, sind die Voraussetzungen 
für politische Partizipation nur unzurei-
chend gegeben.

In ihrer sozio-politischen Analyse der 
kleinen europäischen Wohlfahrtsstaaten 
unterscheidet die Politikwissenschaftlerin 
Vivien A. Schmidt22 zwei Arten von Dis-
kurs: Im koordinativen Diskurs beraten 
unterrichtete Gruppen im geschlossenen 
Kreis unter sich, wie etwa die Akteure der 
Tripartite, um ihr Programm anschlie-
ßend in der kommunikativen Phase zur 
Diskussion und Beschlussfassung der 
Öffentlichkeit vorzustellen. Schmidt ar-
gumentiert, dass die meisten kleinen Län-
der dazu neigen, den koordinativen über 
den kommunikativen Diskurs zu stellen. 
Dabei finden die Debatten zu wichtigen 
Themen oft hinter verschlossenen Türen 
statt. Der kommunikative Diskurs neigt 
hingegen dazu, viel „dünner“ zu sein, was 
die Öffentlichkeit mit wenig signifikanten 
Informationen zurück lässt.

Da eine korporatistische Gouvernance die 
institutionalisierte Bevorzugung der in 
ihren Gremien vertretenen Körperschaften 
per se impliziert, erfreuen sich diese eines 
permanenten Informationsvorsprungs 
gegenüber den nichteingebundenen 
„Outsidern“. Hierunter leidet vor allem 
die Transparenz, weil eine Offenlegung 
vertraulicher Abmachungen Begünstigun-
gen bloßstellen könnte, die von außen- 
stehenden Dritten zu tragen wäre. Auch 
unterliegen korporatistische Foren nicht 
denselben Spielregeln: „Dans la mesure 
où ces structures [néo-corporatives] ne 
présentent pas les mêmes garanties de 

transparence que l’enceinte parlementaire, 
le débat publique se voit inévitablement 
occulté“.23 Als fast einziges Land Europas 
hat Luxemburg bis heute noch kein Infor-
mationsfreiheitsgesetz verabschiedet. Nach 
dem Democracy Barometer der Universi-
tät Zürich, das vorgibt die konzeptionel-
len und methodologischen Schwächen 
bisheriger Demokratiemaße überwinden 
zu wollen, liegt Luxemburg abgeschlagen 
auf Platz 23 (von 30), was den öffentli-
chen Informationsfluss angeht.24

Partizipation

Es gilt zu unterscheiden zwischen der po-
litischen und der sozialen Partizipation. 
Erstere wird an den Kommunikations-
strukturen im korporatistischen Konzer-
tierungsprozess analysiert. Letztere ist Teil 
des auf der katholischen Soziallehre basie-
renden korporatistischen Systems.

Ein Pionier der Korporatismustheorie, 
Gerhard Lehmbruch, hat den Ablauf 
der Konzertierung wie folgt beschrieben: 
Der Prozess wird von einem ineinander 
greifenden Vorstand von im Wettbewerb 
stehenden Verbänden geleitet, der in in-
formeller Weise versucht, einen prag-
matischen Konsens auszuhandeln. Eine 
unerlässliche vertikale und hierarchische 
Gliederung garantiert den notwendigen 
Handlungsspielraum, der es der Führungs-
ebene ermöglicht, belastbare Beziehungen 
im politischen Austausch aufzubauen. An 
der Basis aber ist die Kommunikation zwi-
schen den Interessengruppen minimal.25 
Die politische Partizipation einer Mehr-
heit wird so einem reibungslosen politi-
schen Austausch der Eliten geopfert.

Im Gegensatz dazu ist soziale Partizipation 
mittels einer Übernahme von bestimmten 

organisatorischen Funktionen des Staates 
durch Verbände nach dem Prinzip der 
Subsidiarität integraler Bestandteil des 
Korporatismus. In Luxemburg sei hier das 
Sozial- und Rettungswesen genannt. Dies 
wirft die Frage nach den Beweggründen 
auf: Werden Vereinigungen mit einbezo-
gen, um eine Gesellschaft partizipativer zu 
gestalten oder geht es um bloße Effizienz? 

Die Antwort hängt vom Blickwinkel ab. 
„Schaut man von unten, sind es Organi-
sationen, die Partizipation ermöglichen, 
schaut man von oben, sind es Organisa-
tionen, die zur Steigerung der Effektivität 
des Regierens beitragen können. Letzteres 
ist das primäre Anliegen des Neo-Korpo-
ratismus“.26 Wohl heben Befürworter des 
Sozialkapital-Konzeptes hervor, dass Par-
tizipation in sozialen Vereinigungen die 
demokratischen Werte fördere und damit 
eine Vorbedingung von politischer Parti-
zipation sei. Skeptiker behaupten jedoch 
das Gegenteil: Integration in soziale Or-
ganisationen diene dem sozialen Frieden 
und der politischen Demobilisation.27

Soziale Beteiligung als Ersatz für politi-
sche Partizipation also? Der sozio-politi-
sche Diskurs in Luxemburg orientiert sich 
eher am Begriff der sozialen Kohäsion als 
an dem des Sozialkapitals. Die Frage nach 
einem Zielkonflikt sei gestellt. In Luxem-
burg scheint eine seit fast hundert Jahren 
dominierende, der katholischen Sozi-
allehre verhafteten und an der Basis des 
Luxemburger Sozialmodells stehende po-
litische Kraft sich seit jeher für die soziale 
Integration und Partizipation der Bürger 
in sozialen Vereinigungen zu bemühen, 
ohne gleichzeitig die politische Partizipa-
tion zu fördern, bzw. nach Kornhauser, 
gerade um letztere zu beeinträchtigen. 
Wie auch immer: Indikatoren aus sozio-
logischen Studien der letzten Jahrzehnte 
weisen eher auf ein sozial als politisch ent-
wickeltes Engagement der Bürger in Lu-
xemburg hin.28

Kleinheit kritisch betrachtet

Jenseits des Korporatismus sind im Lu-
xemburger Sozialmodell inhärente Män-
gel an politischer Partizipation und zwi-
schenmenschlichem Vertrauen auf das 
katholische Erbe und die Kleinheit des 
Staatswesens zurückzuführen. Auch wenn 
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die Vorteile der Enge mit flinker und prag-
matischer Entscheidungsfindung meist 
hochgelobt werden, Lowenthals Ausfüh-
rungen29 zur managed intimacy bleiben 
im Kleinstaatenkontext hochaktuell: „(I)n 
order to enable the social mechanism to 
function without undue stress, overt con-
flict is minimised or mitigated. Indivi-
duals become experts at muting hostility, 
deferring their own views, containing dis-
agreement, and avoiding dispute in the in-
terests of stability and compromise.“ Dies 
führt mit dazu, Entscheidungsfindungen 
bis zum Sankt Nimmerleinstag aufzu-
schieben: „As the social and economic 
fabrics of small states tends to be more 
fragile than in larger states [...], risky and 
innovative decisions may meet with pro-
found distrust. That, in combination with 
the personification of decisions, may lead 
to the avoidance of decision-making“.30 

Mögen solche Wesenszüge verdeutlichen 
wie ein „Luxemburger Modell“ sich in 
Zeiten der Bedrängnis verhalten wird. u
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